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Baden-Wettingen,
Brugg-Windisch, Zurzach-Aaretal

IstdieFeuerwehrfusion inGefahr?
So reagieren die Partnergemeinden auf die Rückweisung des Vertrags durch den Badener Einwohnerrat.

Andreas Fretz
und Pirmin Kramer

Es war ein Paukenschlag. Ver-
gangeneWoche wies der Bade-
ner Einwohnerrat denGemein-
devertrag zur Fusionder Feuer-
wehren von Baden, Turgi,
Gebenstorf, Birmenstorf und
Mülligen zurück. Die Fusion
mache Sinn, aber der Vertrag
weise Mängel auf, so der Tenor
im Parlament. Streitpunkt wa-
ren die 42 Franken proEinwoh-
ner, welche die Anschlussge-
meinden jährlich anBaden ent-
richtenmüssen. Es fehlten eine
nachvollziehbareHerleitungdes
BetragsundeinAnpassungsme-
chanismus, falls die 42 Franken
nicht ausreichensollten, urteilte
etwa die Finanzkommission.
Was bedeutet diese Rückwei-
sung für die Feuerwehrfusion?
Und wie reagieren die anderen
Gemeinden?

AmgleichenTagwiederBa-
dener Einwohnerrat entschied
dieBirmenstorferGemeindever-
sammlung über die Fusion. Die
Stimmbevölkerungsagteklar Ja.
Martin Hofer (parteilos), Bir-
menstorfs zuständigerGemein-
derat, zeigt sich von der Rück-
weisung in Baden überrascht.
«Dass ausgerechnet Baden, der
KopfderFusion,denVertragzu-
rückweist, habe ichnicht erwar-
tet. Offenbar ist es heutzutage
kaum noch möglich, Verträge
ohne Juristen auszuarbeiten.»

Brauchteseine
ausserordentlicheGmeind?
Hofer spricht von einem Jahr-
zehnt-Projekt, das nun gefähr-
det sei, zeigt sich gleichzeitig
aber überzeugt, dass man eine
Lösungfindenwerde,dennvom
Nutzender Fusion seien grund-
sätzlich alle überzeugt. Er er-
wartet, dassdieArbeitsgruppen
der Gemeinden erneut zusam-
mensitzenundüberdieentspre-
chenden Klauseln im Vertrag
beratenwerden.

Um allerdings die Feuer-
wehrenwiegeplant per 1. Januar
2023 zu fusionieren, wird die
Zeit eng.EinerneuterBeschluss
anderWintergmeindwürdewe-
gen der Referendumsfrist von
30Tagennicht reichen. «Allen-
fallsmüsstenwir eine ausseror-
dentliche Gemeindeversamm-

lung durchführen», sagt Hofer.
Er spricht von einem Umweg,
den niemand erwartet hat,
«aber das gehört zum politi-
schen Prozess dazu».

Die Stimmbevölkerung Ge-
benstorfs hätte an der Gemein-
deversammlung morgen Don-
nerstag über die Fusion abge-
stimmt. «Aber nach der
Nachricht aus Baden haben wir
das Traktandum gestrichen»,
sagtAmmannFabianKeller (Mit-
te). Badens Stadtammann Mar-
kus Schneider (Mitte) hatte ihn
amMorgennachderEinwohner-
ratssitzung telefonisch über die
Rückweisung informiert. «Das
hatmich sehr überrascht, vor al-
lemweil imVorfeldkeineBeden-
ken zu vernehmenwaren.»

Dass man nun eine Zusatz-
rundedrehenmüsse, sei schade
umdieZeit: «DieArbeitsgruppe
Finanzen ist seit übereinemJahr
mit denFusionsvorbereitungen
beschäftigt.» Eine ausseror-

dentliche Gmeind will Keller
nicht ansetzen. «Das Geschäft
ist für Gebenstorf nicht so zeit-
kritisch, dass esdieMehrkosten
einer zusätzlichen Versamm-
lung rechtfertigen würde.» Er
rechnet eherdamit, dassdieFu-
sion später, etwa per 1. März
oder 1. April 2023, vollzogen
wird, falls demneuenVertragan
derGmeind imNovember zuge-
stimmtwerden kann.

EineRückweisung
istkeineAblehnung
Florian Immer, Kommandant
der Stützpunktfeuerwehr Ba-
den, sagt: «Was mich beruhigt:
Grundsätzlich war der Einwoh-
nerrat für die Feuerwehrfusion.
Die Vorausfinanzierung wurde
angenommen. Lediglich der
Vertragwurde zurückgewiesen,
da er nochmit einerKlausel be-
züglich Preisanpassungen er-
gänzt werden soll.» Florian Im-
mer ist darum zuversichtlich:

«Im schlimmsten Fall wird die
Fusion erst imLaufe des nächs-
ten Jahres Tatsache.» Er hoffe
und wünsche, dass die Fusion
aberwie geplant bereits perAn-
fang2023 realisiertwerdenkön-
ne.«EineFusionderFeuerweh-
ren wäre die intensivste, aber
auch ehrlichste Form der Zu-
sammenarbeit. Sie würde aus
Gründen der Sicherheit Sinn
machenundwäreauchausSicht
der Bevölkerung in und um Ba-
den die beste Variante.»

Denn in fünfbis zehn Jahren
werde es für jede einzelne
Feuerwehr alleine schwierig
sein, die notwendige Anzahl
Freiwillige zu finden. Sollte der
Zusammenschlusserstmit einer
Verzögerung zu Stande kom-
men, hätte das für die Bevölke-
rung keine unmittelbaren Fol-
gen, sagt Immer:«Wirhaben im
Moment drei Feuerwehren, die
alleine und eigenständig gut
funktionieren.»

Sehr überrascht war Adrian
Schoop (FDP), Gemeindeam-
mann von Turgi. «Ich hätte nie
damit gerechnet, dass der Ver-
trag zur Feuerwehrfusion nicht
angenommen werden könnte.»
Das Ergebnis aus Baden habe
ihn sehr beschäftigt. «Das Posi-
tive ist: Es handelt sich um eine
Rückweisung,nichtumeineAb-
lehnung.Esgibt alsoeinezweite
Chance – und diese müssen wir
unbedingtnützen.Erhoffe,dass
der Zusammenschluss der
Feuerwehrendochnochaufden
1. Januar 2023 zu Stande kom-
me, sagt Schoop.DieFusionder
Feuerwehren wurde im Zusam-
menhangmitdemgeplantenZu-
sammenschluss von Baden und
Turgi angegangen.DassdasFu-
sionsprojektderGemeindenge-
fährdet sein könnte, glaubt er
nicht.«AberdieAbstimmung in
Baden führtdeutlichvorAugen,
dass man sich vor Abstimmun-
gen nie zu sicher sein darf.»

TurgistelltnachFusiontemporärachtEinwohnerräte
Der Fusionsvertrag Baden-Turgi liegt vor: Die spannendsten Regelungen imÜberblick.

Pirmin Kramer

2021 nahm das Fusionsprojekt
Baden-TurgidieersteHürde:An
beiden Orten sagte die Stimm-
bevölkerung JazurAusarbeitung
einesFusionsvertrages.DerVer-
trag liegt nun vor, er wurde ges-
tern Dienstag veröffentlicht. Er
regelt den Zusammenschluss,
der per 2024 Tatsache werden
könnte.

Dafür braucht es aber noch
mehrfach ein Ja: Zuerst dieses
Jahr im Badener Einwohnerrat
und an der Turgemer Gemein-
deversammlung – und danach

zusätzlich an einer allfälligen
Urnenabstimmung im 2023.

Turginichtautomatisch im
Stadtrat vertreten
Spannend ist die Frage, wie die
Bevölkerung von Turgi im Falle
einer Fusion in den politischen
Prozess einbezogen wird. Der
Vertrag hält dazu fest: Turgi
würde vorübergehend, von Ja-
nuar 2024 bis Ende 2025, acht
Sitze imEinwohnerrat erhalten.
Das Stadtparlament würde so-
mitwährendzwei Jahrenauf 58
Mitglieder aufgestockt. Nicht
vertreten sein wird Turgi hin-

gegen im Stadtrat: «Für die
zweijährigeÜbergangszeitwird
aufeineErgänzungswahl inden
Stadtrat verzichtet», heisst es.
Der bisherige Stadtratwäre so-
mit für die neu gebildete Ein-
wohnergemeinde Baden zu-
ständig.

Vertretenhingegenwäredie
Bevölkerung von Turgi in den
Jahren 2024 und 2025 in den
Kommissionen: Die Badener
Steuerkommission wird durch
ein in Turgi gewähltes Mitglied
ergänzt.Die Steuerkommission
der Einwohnergemeinde Turgi
wirdmitdemZusammenschluss

der Einwohnergemeinden Ba-
den und Turgi aufgelöst. In der
Badener Strategiekommission
und Finanzkommission sollen
die Einwohnerräte aus Turgi
durch Zuwahl mit je einer Per-
son vertreten sein.

Parlamentab2026wieder
mit 50statt 58Sitzen
2026schliesslichwerden –noch
immervorausgesetzt, dieFusion
kommt zustande – erstmalsGe-
samterneuerungswahlen statt-
finden. Auf die Bildung von
Wahlkreisen wird verzichtet,
wie es im Vertrag heisst. Turgi

wird somit keine Sitze im Ein-
wohnerrat mehr auf sicher ha-
ben.DasParlamentwirdwieder
aus 50 Mitgliedern bestehen,
derStadtratnachwievoraus sie-
ben Personen.

Auch das Vorgehen zu den
Finanzen steht fest:DasBudget
undder Steuerfuss 2024 für die
neu gebildete Einwohnerge-
meinde Baden würden durch
den Einwohnerrat Baden be-
schlossen. Bei einer allenfalls
anschliessendenReferendums-
abstimmung würden aber auch
die Stimmberechtigten inTurgi
teilnehmen können.

Vom Nutzen der Feuerwehrfusion sind alle überzeugt, doch der Vertrag wurde vom Badener Einwohnerrat zurückgewiesen. Bild: Alex Spichale

ErsterRücktritt
imEinwohnerrat
Baden Anfang Jahr begann
die neue Legislatur des Ein-
wohnerrats aufgrund des
Wahlergebnisses vom vergan-
genen Oktober. Jetzt hat das
erste Mitglied des neuen Ba-
dener Parlaments seinen
Rücktritt eingereicht. Es han-
delt sich um Nathalie Flücki-
ger (SP), wie an der Sitzung
des Einwohnerrats vom ver-
gangenen Mittwoch bekannt-
gegeben wurde. Es war bereits
die letzte Sitzung für die SP-
Vertreterin. Flückiger gab für
ihre Demission gesundheitli-
che Gründe an. Sie hat dem
Einwohnerrat rund sechs Jah-
re lang angehört. Bei derWahl
im Oktober hatte sie – hinter
Steffi Kessler, die neue Stadt-
rätin wurde – das zweitbeste
Ergebnis der SP-Kandidieren-
den erzielt. Im Einwohnerrat
wurde Flückiger bereits verab-
schiedet. SP-Fraktionspräsi-
dent Hansruedi Stauffacher
würdigte ihr Schaffen. (pz)

Repolverteiltneu
QR-CodebeiBusse
Zurzibiet Als erstes Korps im
Aargau klemmte die Stadtpoli-
zeiBaden2020erstmalsBussen
mit QR-Codes unter den Schei-
benwischer. Der Einzahlungs-
scheinfiel dabeiweg.Nun führt
auch die Regionalpolizei Zurzi-
biet diemodernenBussenzettel
ein, wie es auf Facebook heisst.
«Damit passen wir uns dem
Zeitgeist anund reduzierenden
administrativen Aufwand so-
wohl für die Polizei als auch für
dieGebüssten», so die Repol.

Gebüsste Personen gelan-
gen durch das Scannen desQR-
Codes (meist viaHandykamera)
direkt auf das Bussenportal, wo
sie Details zur Übertretung ab-
fragenunddieBussemitKredit-
karte oder Twint bezahlen kön-
nen.AufWunschodernachAb-
laufderZahlungsfrist verschickt
dieRepol nachwie vor eineher-
kömmlichePapierrechnungper
Post. (az)

Gestaltungsplan
für exklusiveLage
Wohlenschwil InderGemeinde
läuft noch bis zum 28. Juni das
Mitwirkungsverfahren für den
Gestaltungsplan «Oberberg».
GemässBau-undNutzungsord-
nung unterliegt das Areal einer
Gestaltungsplanpflicht. Neue
Überbauungen müssen der be-
stehendenSiedlungsstruktur so-
wie der Topografie angepasst
werden. In exponierter und ex-
klusiver Lage amHang und auf
der Kuppe des Moränenhügels
sollenneueWohnhäuser entste-
hen. Anlass der aktuellen Pla-
nung ist der Wunsch eines
Grundstückeigentümers, vor-
erst zwölf Wohneinheiten auf
derParzelle zubauen.Erschlos-
sen werden sollen die Neubau-
ten gemäss Gestaltungsplan
über eine Sammelgarage. Um
eineharmonischeDorfentwick-
lung zu gewährleisten, wurden
die drei angrenzenden Grund-
stücke im Zuge einer Machbar-
keitsstudiemiteinbezogen. (az)


